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Antrag 

der Abgeordneten Ramona Storm, Markus Walbrunn, Oskar Atzinger und 
Fraktion (AfD) 

Neutralitätspflicht in Bayerns Schulen gewährleisten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass 

─ das nach dem Beutelsbacher Konsens definierte Mindestmaß an politischer Neut-
ralität an Bayerns Schulen gewährleistet und, wo vonnöten, wiederhergestellt wird,  

─ Lehrkräfte, die den ihnen anvertrauten Schülerinnen und Schülern ihre persönliche 
Meinung in Politik und Wissenschaft aufdrängen, mit Disziplinarmaßnahmen zur 
Ordnung gerufen werden. 

 

 

Begründung: 

Immer mehr Schulen im Freistaat halten sich nicht an das Mindestmaß an Neutralität, 
welches im Rahmen des Beutelsbacher Konsenses definiert wird: Gemäß dem Indoktri-
nationsverbot dürfen Lehrkräfte Schülern nicht ihre Meinung aufzwingen. Der Beutels-
bacher Konsens regelt diese Grundprinzipien für politische Bildung in der Schule seit 
über 50 Jahren und trägt dafür Sorge, dass kontroverse Meinungen in Wissenschaft 
und Politik auch im Unterricht kontrovers debattiert werden können. 

Stattdessen wird aber vonseiten der Lehrkräfte und Schulleitungen zunehmend auf Hal-
tung und Bekenntnis gesetzt, was sich in linken politischen Propaganda-Äußerungen 
wie „Schule ohne Rassismus“, „Schule der Vielfalt“, „Schule mit Courage“ und ähnli-
chem äußert. 

Zum Thema hat die Kabarettistin Monika Gruber in einem Video das Erlebnis eines 
Schülers eines Münchner Gymnasiums veröffentlicht. Dessen Lehrerin hatte ihrer 
Klasse erklärt, die Morde in Aschaffenburg seien die „Schuld der AfD“. In einer anderen 
Schule wurde von Lehrkräften behauptet, die AfD wolle die Diktatur einführen. Bei die-
sen Beispielen – stellvertretend für unzählige – geht es nicht nur um die persönliche 
Meinung einzelner Lehrkräfte, sondern nachweislich um bewusste Lügen und Verleum-
dungen einer politischen Oppositionspartei – und damit um die gezielte Manipulation 
von Schülern. 

Die Staatsregierung ist hier gefordert, ihrer Pflicht nachzukommen und diesem indok-
trinierenden Treiben einen Riegel vorzuschieben. 

Bereits zu Spitzenzeiten der „Fridays for Future“-Bewegung wurden Schüler von ihren 
Lehrkräften massiv genötigt, während der Unterrichtszeit an Demos teilzunehmen. Wer 
sich verweigerte, wurde stigmatisiert. Während der Coronapandemie drängte man Kin-
dern und Jugendlichen Impfungen auf, weil sie sonst angeblich „schuld am Tod der 
Großeltern“ wären. In so einem Klima der Angst und der Manipulation wird ein wer-
tungsfreies und unbeschwertes Lernen unmöglich gemacht. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Antrag der Abgeordneten Ramona Storm, Markus Walbrunn, Oskar Atzinger und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/5753 

Neutralitätspflicht in Bayerns Schulen gewährleisten 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g   

Berichterstatterin: Ramona Storm 
Mitberichterstatter: Peter Tomaschko 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bildung und Kultus federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 21. Sitzung am  
3. April 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Ute Eiling-Hütig 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver-

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, 

der FREIEN WÄHLER, der AfD, der GRÜNEN und der SPD. Gibt es Gegenstimmen? 

– Keine. Enthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 3 und 4 – 

Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl eines Schriftführers des Bayerischen Landtags 

– hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame 

Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 

Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbei-

geführt werden. Ich lasse daher über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und eines Schriftführers im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 3 und 4 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, 

der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN und der SPD. Gibt es Enthaltungen? – Ich sehe 

keine. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über eine Verfassungsstreitigkeit  
und die nicht einzeln zu beratenden Anträge  
zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 2) 

Es bedeuten: 
(E) einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses
(G) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 

oder 
Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 

(A) Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder
Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss

(Z) Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss

Verfassungsstreitigkeit 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 14. April 2025
(Vf. 9-VII-25) betreffend
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit
des Art. 16 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) in der
in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom
9. Dezember 2024 (GVBl. S. 570) geändert worden ist

PII-3001-2-27 
Drs. 19/6584 (E) 

Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren.
II. Die Klage ist unbegründet.
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete

Dr. Alexander Dietrich bestellt.

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gerechtigkeit nach dem Fehlurteil im „Badewannen-Mordfall“ herstellen, 
Anrechnung von Verpflegung und Unterkunft erlassen 
Drs. 19/5710, 19/6616 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

3. Antrag der Abgeordneten Ramona Storm,  
Markus Walbrunn, Oskar Atzinger und Fraktion (AfD) 
Neutralitätspflicht in Bayerns Schulen gewährleisten 
Drs. 19/5753, 19/6588 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

4. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Prof. Dr. Ingo Hahn und Fraktion (AfD) 
Bürokratieabbau im Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz weiter vorantreiben: Selbstverpflichtung  
zur Reduzierung von Verwaltungsvorschriften  
auch für 2025 und 2026 verbindlich festlegen 
Drs. 19/5792, 19/6618 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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5. Antrag der Abgeordneten Harald Meußgeier, Gerd Mannes, 
Prof. Dr. Ingo Hahn und Fraktion (AfD) 
Moratorium zur Verhinderung neuer Verwaltungsvorschriften  
im Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz  
auf das Jahr 2030 ausweiten:  
Mehr Planungssicherheit für Wirtschaft und Bürger schaffen! 
Drs. 19/5793, 19/6619 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

6. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes,  
Christoph Maier, Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Reform des Gesetzes über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen (StrERG) 
Drs. 19/5804, 19/6615 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

7. Antrag der Abgeordneten Markus Walbrunn, Oskar Atzinger, 
Ramona Storm und Fraktion (AfD) 
Grundwortschatz des Deutschen im LehrplanPLUS der Grundschule  
am Ende der 4. Jahrgangsstufe auf 900 Wörter anheben! 
Drs. 19/5805, 19/6589 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

8. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU 
Dialektpflege an bayerischen Schulen 
Drs. 19/5807, 19/6590 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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9. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Ruth Müller, Anna Rasehorn u.a. und Fraktion (SPD) 
Konsequenzen aus den fehlerhaften Kontrollen der aktuellen 
Tierschutzverstoß-Fälle ziehen!  
Aufweichung des Veterinärwesens durch Zuständigkeitsverschiebung 
ins Landwirtschaftsministerium rückgängig machen! 
Drs. 19/5835, 19/6620 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Schule der Zukunft begleiten: Bericht über das Augsburger Pilotprojekt 
Drs. 19/5862, 19/6591 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Stephanie Schuhknecht u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berichtsantrag: Sachstand der Planungen zur Errichtung eines Campus 
der Technischen Hochschule Augsburg im Prinz-Karl-Viertel 
Drs. 19/5866, 19/6630 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

12. Antrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, 
Katrin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 
Experimente am Reisenden beenden –  
Verbrennungsmotoren beibehalten 
Drs. 19/5888, 19/6676 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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13. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Ursula Sowa u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Umbauordnung entwickeln – Erleichterungen für das Bauen  
in Bestand schaffen 
Drs. 19/5978, 19/6677 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Barbara Fuchs u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Vergabe öffentlicher Aufträge:  
Tariflöhne auch für die Beschäftigten in Bayern 
Drs. 19/5982, 19/6623 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Sichere Museen und Kulturschätze: Wo steht Bayern heute?  
Drs. 19/6018, 19/6629 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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16. Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Jetzt handeln gegen die Krise und Arbeitsplätze sichern: 
Brose-Beschäftigte dürfen Managementfehler nicht ausbaden! 
Drs. 19/6021, 19/6624 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

17. Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Jetzt handeln gegen die Krise und Arbeitsplätze sichern: 
Stellenabbau bei ZF Friedrichshafen AG in Bayern frühzeitig verhindern! 
Drs. 19/6022, 19/6625 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

18. Antrag der Abgeordneten Florian von Brunn,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Jetzt handeln gegen die Krise und Arbeitsplätze sichern: 
Bericht zur Lage der bayerischen Automobilzulieferer 
Drs. 19/6023, 19/6626 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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19. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl,  
Tanja Schorer-Dremel, Barbara Becker u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bericht zum aktuellen Sachstand der illegalen Müllverbringungen  
aus Bayern in eine kleine tschechische Gemeinde 
Drs. 19/6041, 19/6178 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

20. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Illegale Mülldeponien in Tschechien:  
aktueller Stand, Hintergründe, Learnings 
Drs. 19/6140, 19/6176 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

21. Antrag der Abgeordneten Jürgen Baumgärtner,  
Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Praxistauglicher Umgang mit Ersatzbaustoffen 
Drs. 19/6149, 19/6678 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

22. Antrag der Abgeordneten Sabine Gross,  
Ruth Müller, Florian von Brunn u.a. SPD 
Bericht zur Vergabe der Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
Drs. 19/6164, 19/6675 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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23. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Schluss mit Eltern-Taxis – Sicherheit für unsere Kinder 
Drs. 19/6165, 19/6674 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

24. Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Katharina Schulze, Johannes Becher, Benjamin Adjei u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Holger Grießhammer, Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a.  
und Fraktion (SPD) 
Bayerisch-Israelische Beziehungen: Kontakte mit der Knesset vertiefen 
Drs. 19/6182, 19/6627 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ramona Storm, Markus Walbrunn, Oskar Atzinger und 
Fraktion (AfD) 

Drs. 19/5753, 19/6588 

Neutralitätspflicht in Bayerns Schulen gewährleisten 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Markus Walbrunn
Abg. Peter Tomaschko
Abg. Martin Böhm
Abg. Gabriele Triebel
Abg. Dr. Martin Brunnhuber
Abg. Ramona Storm
Abg. Nicole Bäumler
Abg. Oskar Lipp



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Antrag der Abgeordneten Ramona Storm, Markus Walbrunn, Oskar Atzinger und 

Fraktion (AfD)

Neutralitätspflicht in Bayerns Schulen gewährleisten (Drs. 19/5753)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Erster Redner ist Herr Kollege Markus Walbrunn für die AfD-Fraktion. Bitte 

schön.

(Beifall bei der AfD)

Markus Walbrunn (AfD): Herr Vizepräsident, meine Damen und Herren! Der Schutz 

vor Indoktrination sowie die neutrale Vermittlung von Fakten sind für die AfD essenzi-

elle Bestandteile demokratischer Bildung. Die Schule muss ein Ort der freien Debat-

te ohne Schlagseite in ein politisches Spektrum sein. Dabei ist entscheidend, dass 

Lehrkräfte die Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses achten und dessen Dreiklang 

aus Überwältigungsverbot, Kontroversitätsgebot und Schülerorientierung beachten. – 

Selbstverständlichkeiten, sollte man zumindest meinen.

Immer häufiger erreichen uns aber in den letzten Jahren auch Nachrichten von Eltern 

und Schülern über Fälle, in denen Lehrer ihre Position für Agitation missbrauchen, 

legitime politische Positionen verächtlich machen, um so in illiberaler Art und Weise 

auf die demokratische Willensbildung der Kinder Einfluss zu nehmen. Wir fordern 

deshalb die Staatsregierung auf, dafür Sorge zu tragen, das durch den Beutelsbacher 

Konsens definierte Mindestmaß an politischer Neutralität an unseren Schulen wieder-

herzustellen und gegen Verstöße konsequent vorzugehen.

(Beifall bei der AfD)

Selbstverständlichkeiten oder eben auch oft nicht.
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Der Antrag hat im Ausschuss für ein wenig Erregung gesorgt. Gönnerhaft zugestan-

den wurde zwar, dass – wie für alle Beamte – auch für Lehrkräfte eine Neutrali-

tätspflicht gilt. Davon abgesehen war aber Theaterdonner angesagt: Die politische 

Bildung an den Schulen würde mit diesem Antrag gar abgeschafft.

Wieso die Forderung, jahrzehntealte Normen einzuhalten, dem Ende der politischen 

Bildung an den Schulen gleichkommt, wie der Kollege Tomaschko meinte, muss man, 

glaube ich, nicht verstehen. Es ist jedenfalls keine demokratische Bildung, die AfD als 

Verantwortliche für die Morde von Aschaffenburg zu diffamieren und uns zu unterstel-

len, wir würden eine Diktatur einführen wollen. Auf diese Schnapsidee ist noch nicht 

einmal der Verfassungsschutz in seinem Gutachten gekommen. Es ist auch nicht in 

Ordnung, als Lehrer Schüler einzuschüchtern, weil sie sich migrationskritisch geäußert 

haben. – Alles Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit.

Herr Tomaschko, ich glaube, das wissen Sie auch. Ich verbuche Ihre Aussage ent-

sprechend als gezielte oder gespielte Entrüstung. Anlass für Letztere war vor allem 

aber auch ein Satz in der Begründung. Da haben wir es doch gewagt, Initiativen wie 

"Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage" als Einfallstor für linke Propaganda 

zu brandmarken – vollkommen zu Recht –, woran sich dann eine unheilige Allianz 

aus CSU und GRÜNEN auch pflichtbewusst abgearbeitet hat. Diese "Labels", wie 

Frau Triebel sie nannte, zu kritisieren und gar mehr Neutralität an den Schulen einzu-

fordern, käme der Ablehnung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gleich.

Also, nichts für ungut: Aber dass Labels und der Zugriff von NGOs auf Schulen jetzt 

schon Verfassungsrang hätten – na ja, ich glaube, das fällt dann doch eher in die 

Kategorie "feuchte Träume der GRÜNEN".

(Heiterkeit bei der AfD)

Spannender ist ohnehin eine andere Sache, und ich hoffe, bei der Formulierung 

von Frau Triebel hat der eine oder andere dann zumindest einmal ein bisschen 

aufgehorcht. Wenn in diesem Kontext nämlich von "Labels" gesprochen wird – also 
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davon, wie etwas vermarktet wird –, dann ist das ja durchaus vielsagend. Wie beim 

Trojanischen Pferd lohnt es sich nämlich immer, nicht nur auf die Verpackung, sondern 

auch auf den Inhalt zu achten.

Besagte "Labels" dienen allzu oft gar nicht dazu, echten Rassismus einzuhegen oder 

gar für einen freiheitlichen Austausch zu werben. Sie werden vielmehr als Freifahrt-

schein zur Verbreitung links-grüner Narrative, für Hass auf weiße Menschen und vor 

allem für den Kampf gegen rechtskonservative Positionen und unliebsame Parteien 

missbraucht.

(Beifall bei der AfD)

Man fragt sich dann doch, ob man eigentlich blind sein muss, um das nicht zu erken-

nen – oder ob ein CSU-Parteibuch schon reicht.

Dabei haben Sie es übrigens schon einmal besser gewusst. Noch vor einigen Jahren 

wurden die Veröffentlichungen des Trägervereins von "Schule ohne Rassismus" von 

einem Ihrer eigenen Arbeitskreise in Berlin scharf kritisiert. Echter Rassismus spiele 

da allenfalls eine untergeordnete Rolle, Integrationsprobleme würden dem Christen-

tum in die Schuhe geschoben sowie – Zitat – einseitig als Problem rechter Positionen 

von der CDU verkauft. – Meine Damen und Herren, das Internet vergisst nicht, noch 

nicht einmal, dass es einst so etwas wie Vernunft in der Union gab.

Es ist jedenfalls ein schlechter Witz, wenn ausgerechnet die GRÜNEN diesen Antrag 

als gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet bezichtigen. Das 

Gegenteil ist der Fall. Die AfD bekämpft die Aushöhlung eben jener Ordnung durch 

links-grüne Eiferer und immer mehr staatlich finanzierte Netzwerke und NGOs, die das 

politische Klima dieses Landes zu steuern versuchen.

(Beifall bei der AfD)

Das gilt auch und ganz besonders im Klassenzimmer. – Vielen Dank für die Aufmerk-

samkeit.
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(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist Herr Kollege Peter 

Tomaschko für die CSU-Fraktion. Bitte schön.

Peter Tomaschko (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, Hohes Haus! Es gäbe so viele Themen, über die wir uns im Bildungsbereich 

unterhalten könnten, sollten und auch müssten. Aber was die AfD hier wieder einmal 

abzieht und was sie im Ausschuss auch ausschließlich macht, ist wieder einmal bo-

denlos und ein unterirdischer Stil.

(Zurufe von der AfD: Oh!)

In Ihrem Antrag geht es darum – das praktizieren Sie in allen Bereichen –, dass Sie 

Kontrolle wollen; Sie wollen Misstrauen schüren, und Sie wollen – das ist Ihr Ziel als 

AfD – die Schulen unter einen ideologischen Generalverdacht stellen. Das werden wir 

nicht zulassen. Deswegen werden wir diesen Antrag auch entschieden ablehnen.

Zum Inhaltlichen: Die Rechtslage ist eindeutig. Lehrkräfte sind gemäß Beamtenstatus-

gesetz oder Tarifvertrag zur parteipolitischen Neutralität verpflichtet. Das gilt in jeder 

Unterrichtsstunde, das gilt in jeder Schulklasse, und das gilt auch in ganz Bayern. Soll-

te gegen diese Pflichten verstoßen werden, greifen disziplinar- oder arbeitsrechtliche 

Verfahren. Deswegen brauchen wir keine neuen Vorschriften und schon gar nicht Ihre 

politischen Kampfanträge.

(Oskar Lipp (AfD): Sie schaufeln sich Ihr eigenes Grab!)

Aber wirklich bodenlos und eine bodenlose Frechheit ist – das ist für mich bezeich-

nend und auch beschämend –, wenn Sie wichtige und erfolgreiche Projekte wie 

"Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage" als linke politische Propaganda be-

zeichnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zurufe von der AfD)
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Wenn Sie sich dann noch echauffieren, hier würde jemand irgendetwas spielen, stellt 

sich die Frage: Kennen Sie diese Projekte? Wissen Sie, was hier an den Schulen vor 

Ort gearbeitet wird?

(Zuruf von der AfD: Ja, Propaganda!)

In der aktuellen Zeit gibt es wohl nichts Wichtigeres, als die Werteerziehung in den 

Mittelpunkt zu stellen und darzustellen, wie wichtig Respekt, Toleranz und das demo-

kratische Miteinander sind. Ich glaube – das ist das Wesentliche –, bei dem, was Sie 

hier diffamieren, geht es einfach darum und es zeigt, wovor Sie wirklich Angst haben: 

vor aktiven und vor kritischen jungen Menschen;

(Lachen bei der AfD)

denn eines ist politische Neutralität nämlich nicht: Sie ist keine politische Abstinenz. Es 

gibt keine politische Werbung, aber wir haben natürlich den Auftrag an den Schulen, 

dass hier gemäß unserer Verfassung und auch gemäß dem Bayerischen Erziehungs- 

und Unterrichtsgesetz politische Bildung stattfindet. Dort werden der verantwortliche 

Gebrauch von Freiheit, Toleranz, friedliche Gesinnung, die Achtung von Menschen 

untereinander und die Bereitschaft, sich für unseren Rechtsstaat einzusetzen, erklärt.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, das ist keine politische Einfärbung. Das ist unser 

Verfassungsauftrag, das ist unser Gesetzesauftrag. Wer fordert, dass Schulen sich 

dieser Aufgabe enthalten sollen, stellt sich nicht gegen Meinungen, sondern der stellt 

sich gegen unsere Demokratie. Hier enttarnt die AfD sich wieder einmal und zeigt, 

was sie will, wohin sie will und dass sie gegen unsere freiheitliche demokratische 

Grundordnung steht.

(Johannes Meier (AfD): So ein Schmarrn! – Christoph Maier (AfD): Das kann man 

so nicht stehen lassen!)

Wir haben den Beutelsbacher Konsens, der ganz deutlich klärt, dass es das Über-

wältigungsverbot gibt. Das heißt, Schülerinnen und Schüler erhalten ausreichend Ge-
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legenheit, sich selbstständig ein Urteil zu bilden. Es gibt das Kontroversitätsgebot. 

Das heißt, was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im Unterricht 

kontrovers diskutiert werden.

(Zuruf des Abgeordneten Oskar Lipp (AfD))

Außerdem gibt es die Schülerorientierung; das heißt, die Schülerinnen und Schüler 

sollen dazu befähigt werden, politische Konstellationen und ihre eigenen Interessenla-

gen zu analysieren. Das tun unsere Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen vorbild-

lich. Es wird auch bereits in der Ausbildung das Modul "Grundfragen der staatsbürger-

lichen Bildung" durchlaufen.

Wir brauchen mit Sicherheit nicht den von Ihnen geforderten Neutralitätsbeauftragten. 

Das erinnert mich an ein Misstrauensvotum gegen das gesamte Kollegium. Das brau-

chen wir mit Sicherheit nicht. Wir reden immer von Bürokratieabbau, und Sie fordern 

hier zusätzliche Kontrollposten, die am besten noch jede Äußerung im Klassenzimmer 

überwachen sollen. Statt Vertrauen und pädagogischer Freiheit schlägt dieser Antrag 

eine Daueraufsicht vor. Das wäre das Gegenteil von guter Schule; das wäre eine 

Misstrauensverwaltung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend: Wir leben in einer Zeit zunehmender 

gesellschaftlicher Polarisierung von rechts wie von links außen. Gerade deshalb brau-

chen wir politische Bildung mehr denn je. Unsere jungen Menschen sollen lernen, wie 

man respektvoll diskutiert, wie man unterschiedliche Perspektiven abwägt, wie man 

für Werte eintritt, ohne andere mundtot zu machen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

genau das leisten unsere Schulen. Ich danke allen Lehrerinnen und Lehrern, die sich 

tagtäglich dafür engagieren, auch gegen solche Stimmungsmache und Pauschalver-

dächtigungen wie von Ihnen.

Mit diesem Antrag will die AfD politische Bildung an unseren Schulen – ich wiederhole 

das – faktisch abschaffen. Lehrkräfte sollen sich nicht mehr trauen, Haltung zu zeigen, 

und junge Menschen sollen so offen für ihre Radikalisierungen werden.
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Dieser Antrag ist rechtlich unnötig, inhaltlich irreführend und demokratiepolitisch ge-

fährlich. Er unterstellt unseren Schulen etwas, das nicht wahr ist, und er schwächt die 

politische Bildung dort, wo wir sie dringend brauchen. Deswegen werden wir diesen 

Antrag mit Überzeugung ablehnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegt eine Meldung zu einer Zwischen-

bemerkung des Abgeordneten Martin Böhm für die AfD-Fraktion vor. Bitte schön.

Martin Böhm (AfD): Danke für das Wort, Herr Vizepräsident. – Herr Kollege Tomasch-

ko, ich weiß jetzt nicht, wo Sie in der Hierarchie der CSU stehen,

(Zuruf von der AfD: Unten!)

vermutlich nicht in Verantwortung für Kreisverbände und vermutlich nicht in Verantwor-

tung für die Jugend in Ihrer Partei. Das ist der große Unterschied. Wir führen von 

vorn. Viele von uns sind Kreisvorsitzende, haben wöchentlich in Aufnahmegesprächen 

mit Jungs und Mädels zu tun, die in der Schule täglich für ihre patriotischen, für 

vernünftige Einstellungen von Lehrern angefeindet und von linken Lehrern gemobbt 

werden. Das ist der Unterschied zwischen uns beiden. Wir verkörpern und vertreten 

die Basis. Wir vertreten wirklich die jungen Menschen. Wir wissen, wo die Probleme in 

den Anfeindungen, in der Unterdrückung patriotischer Meinung in den Schulen hier in 

Bayern liegen. Genau das ist der Grund, warum der Kollege Walbrunn den Antrag so 

stellt, wie er ihn gestellt hat.

Ich kann nur an alle Jugendlichen appellieren, Flagge zu zeigen und anzuklagen, 

wenn Lehrer in der Schule solches linkes Gedankengut verbreiten.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist um.

Martin Böhm (AfD): Es ist schändlich, wenn Sie sich da als konservativer Politiker 

dahinterstellen.
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(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bitte schön.

Peter Tomaschko (CSU): Ja, die jungen Menschen sollen Flagge zeigen, und zwar 

gegen solche Dinge, die Sie machen, bei denen Sie eben gegen unsere Werte vorge-

hen. Das ist der richtige Weg.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Oskar Lipp (AfD): Was ma-

chen wir denn?)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächste Rednerin ist die Kollegin Gabriele 

Triebel für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Mit dem uns vorliegenden Antrag fordert die AfD die Neutralitätspflicht an 

Schulen ein. Die Partei sieht die Neutralitätspflicht der Lehrkräfte verletzt, wenn sich 

eine Schule das Ziel "Schule ohne Rassismus", "Schule der Vielfalt" und "Schule 

mit Courage" gibt. Wenn sich also eine Lehrkraft für demokratische Grundwerte wie 

Gleichheit und Anerkennung von Vielfalt einsetzt, verstößt sie aus Sicht der AfD gegen 

die Neutralitätspflicht.

Eine Lehrkraft soll also nach deren Vorstellung still sein, wenn es um Rassismus geht. 

Sie soll also still sein und es damit billigen, wenn ein Kind oder ein Jugendlicher 

wegen seiner Hautfarbe, seiner Herkunft, seines Glaubens und seines Geschlechts 

angegriffen, beleidigt oder verletzt wird.

(Zuruf)

Die Lehrkraft soll folglich die Kinder und Jugendlichen auch nicht dazu erziehen und 

bilden, dass alle Menschen gleich sind und die gleichen Rechte haben. Lehrkräfte 

sollen also Kinder und Jugendliche nicht im Sinne unseres Grundgesetzes unterrich-
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ten. Besser als mit diesem Antrag hätte die AfD ihre wahre Gesinnung nicht zeigen 

können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wer "Schule ohne Rassismus" und "Schule der Vielfalt" als Propaganda bezeichnet, 

über den kann man nur den Kopf schütteln. Er zeigt deutlich, aus welchem menschen-

feindlichen Holz er geschnitzt ist. Die Grundhaltung und der Antrieb für AfD-Politik 

sind rassistisch begründet und damit antidemokratisch. Sie sprechen Menschen, die 

nicht in Ihr Weltbild passen, die gleichen Rechte ab. Sie stellen sich damit klar gegen 

unsere freiheitliche demokratische Grundordnung.

Mit diesem Antrag haben Sie in diesem Hohen Haus einmal mehr bewiesen, dass Sie 

nirgendwo anders als im rechtsextremen Parteienspektrum zu verorten sind. Dieser 

Antrag passt haargenau als Mosaikstein in das große Bild einer rechtsextremen Par-

tei, die Sie sind und die verboten gehört.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Oje!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Dr. Martin 

Brunnhuber für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr 

geehrte Damen und Herren! Ich mache es nicht so lang. Ich war selbst Schulleiter. 

Die Schule bietet einen geschützten Rahmen. Da hat man Schüler, die driften ins 

Rechtsextreme ab, die muss man dann wieder einfangen, es gibt Schüler, die driften 

ins Linksextreme ab, die muss man wieder einfangen, oder sie sind halt einfach nur 

doof. Den Schülern muss man aber immer eine zweite Chance bieten. Diese zweite 

Chance wird in der Schule geboten.

Was Sie hier machen, ist eindeutig: Sie wollen sich auf die Opferrolle einspielen. Sie 

wollen sich auf den Rücken legen, den Bauch herstrecken und sagen: Wir sind die 

Opfer, wir werden immer hinausgemobbt. – Das stimmt aber nicht, sondern meine 
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Erfahrung an der Schule ist eine andere Erfahrung als die von fünf oder sechs Perso-

nen, die Ihnen irgendwie ihre Eindrücke liefern. Meine Erfahrung zielt auf 23 Jahre 

Schuldienst ab. Für diese 23 Jahre kann ich bestätigen: Wir waren immer neutral. Das 

Neutralitätsgebot ist auch wirklich das Gebot, das wichtig ist; denn man kann keinen 

Schüler überzeugen – nicht in die eine Richtung, nicht in die andere Richtung. Und 

jetzt hat es einmal einen Zwischenapplaus.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

– Ja, sehr gut.

Wir brauchen es nicht in die Länge zu ziehen: Diesen Antrag brauchen wir nicht. 

Dieser Antrag führt zu nichts. Dieser Antrag zeigt: Sie haben Angst. Sie wollen sich 

wieder in die Opferrolle versetzen. Was wir in der Schule brauchen, sind wirklich 

gute Entscheidungen. Wir brauchen die Hand, die sich jedem Schüler, der mal ein 

Fehlverhalten zeigt, entgegenstreckt und den Schüler wieder auf den richtigen Pfad 

setzt. Insofern ist der Antrag von uns abzulehnen, weil einfach kein Handlungsbedarf 

besteht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bleiben Sie kurz am Rednerpult, bitte. Mir 

liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung der Abgeordneten Ramona Storm für 

die AfD-Fraktion vor. Bitte schön.

Ramona Storm (AfD): Herr Brunnhuber, Sie haben gesagt, dass Ihre Schule neutral 

ist. Das glaube ich Ihnen auch. Das Dalberg-Gymnasium in Aschaffenburg hat "Demo-

kratie leben" mit den Schülern durchgeführt. Ich wurde von der Schülerkommission 

auch eingeladen, bin dann aber von der Schulleitung ausgeladen worden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Da habe ich gedacht: Gut, ich gehe dann halt doch einmal hin. Das ist die Neutralität.
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(Unruhe bei den GRÜNEN und der SPD)

Genau das sind Demokratie und Neutralität. Vor allen Dingen – –

(Anhaltende Unruhe – Christoph Maier (AfD): Man hört hier nichts!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bitte etwas Ruhe, dass man der Kollegin 

folgen kann.

Ramona Storm (AfD): Danke schön. – Vor allen Dingen die Toleranz, die immer 

gefordert wird, bringen Sie alle selbst nicht mit. Ich bin hingegangen – –

(Widerspruch bei den GRÜNEN und der SPD)

– Was erwarten Sie? Glauben Sie, ich wäre hingegangen und hätte Randale gemacht 

oder was?

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Jetzt weiß ich gar nicht, ob ich antworten 

soll oder die anderen Abgeordneten.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ramona Storm (AfD): Weil sich ja alle eingemischt haben.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Auf alle Fälle haben Sie jetzt das Wort. 

Bitte schön.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Das ist traurig, das darf nicht passieren.

Ramona Storm (AfD): Ich wollte damit eigentlich nur mal zeigen, dass – –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Entschuldigen Sie, Ihre Redezeit ist um.

(Zurufe)

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Also antworte ich schon?
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ja, bitte.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Das darf nicht passieren. Das ist ein 

Einzelfall, aber nicht die große Masse. Das kann ich wirklich so sagen. Es ist nicht die 

große Masse.

(Zuruf von der AfD: Das ist bei uns in Ingolstadt genauso!)

– Ja, das ist jetzt wieder das Auf-den-Rücken-Legen und Wir-sind-Opfer. Das ist halt 

so. Gibt es sonst noch etwas? Sonst würde ich jetzt nämlich aufhören.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Bäumler für die SPD-Fraktion. Bitte schön.

Nicole Bäumler (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Als Sozi-

aldemokratin, aber vor allem als Lehrerin lehne ich den vorliegenden Antrag der AfD 

entschieden ab, und das aus sehr guten Gründen. Zunächst ein paar Klarstellungen, 

die auch schon ein bisschen in die Redebeiträge meiner Kolleginnen und Kollegen 

eingeflossen sind.

Der Beutelsbacher Konsens ist an bayerischen Schulen längst verankert, er ist fester 

Bestandteil des Gesamtkonzepts der politischen Bildung. Das Überwältigungsverbot, 

das Kontroversitätsgebot und eben die so wichtige Schülerinnen- und Schülerorientie-

rung werden anders als vom Kollegen Walbrunn dargestellt selbstverständlich an allen 

Schularten beachtet.

Was die AfD hier wirklich stört an der Sache, findet man eben in der Begründung des 

Antrags. Sie diffamiert wichtige Projekte wie beispielsweise "Schule ohne Rassismus – 

Schule mit Courage" als linke politische Propaganda. Das ist eine Unverschämtheit

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)
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den Lehrkräften und den Schülerinnen und Schülern gegenüber, die eben ihre 

Zeit und Energie investieren, um demokratische Grundwerte wie beispielsweise Men-

schenwürde oder Gleichberechtigung nach vorne zu bringen und sich dafür einzuset-

zen. Genau diese Projekte sind es doch,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

die unsere Demokratie stärken. Politische Bildung ist eine der zentralen Aufgaben un-

serer Schulen. Das Bayerische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz verpflichtet unsere 

Lehrkräfte ausdrücklich dazu, die Schülerinnen und Schüler im Geist der Demokratie 

zu erziehen. Neutralität bedeutet also nicht, dass Lehrkräfte zu allem schweigen müs-

sen. Neutralität bedeutet also eben auch nicht, dass alle Meinungen gleichwertig sind.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

Die freiheitliche demokratische Grundordnung, das Grundgesetz und die Bayerische 

Verfassung sind die unverrückbaren Grundlagen der politischen Bildung an unseren 

bayerischen Schulen. Darauf dürfen und darauf müssen sich unsere Lehrkräfte beru-

fen. Wenn Schülerinnen und Schüler nun also lernen, dass Menschenrechte unantast-

bar sind, dann ist das keine Indoktrination, nein, dann ist das Verfassungsauftrag. 

Wenn Schülerinnen und Schülern lernen, dass Rassismus und Diskriminierung keinen 

Platz in unserer offenen Gesellschaft haben, dann ist das keine politische Werbung, 

nein, dann ist das Demokratieerziehung.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der CSU)

Es ist so wichtig, dass die Schülerinnen und Schüler lernen, Fake News zu erkennen 

und demokratische Prozesse zu verstehen; denn damit beschreiten diese jungen Men-

schen doch ihren Weg, den sie einschlagen müssen, um mündige Bürgerinnen und 

Bürger unserer Gesellschaft zu werden.

Hinter diesem Antrag steht der durchsichtige Versuch, kritisches Denken und Demo-

kratiebildung zu schwächen. Die AfD möchte unsere Schulen zu Orten machen, in 
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denen ihre verfassungsfeindlichen Positionen als gleichwertige Meinung dargestellt 

werden müssen. Das werden wir nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD, der CSU und den GRÜNEN sowie der Staatsministerin Anna 

Stolz)

Mein Dank geht an alle Lehrkräfte, an meine Kolleginnen und Kollegen in den Schu-

len, die hervorragende Arbeit leisten. Sie erziehen junge Menschen zu Demokratinnen 

und Demokraten, zu toleranten und weltoffenen Persönlichkeiten. Diese Lehrkräfte 

verdienen unsere Unterstützung, nicht diese unberechtigte Kritik.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Die SPD steht fest an der Seite eben dieser Lehrkräfte, die sich jeden Tag für 

die Demokratiebildung unserer Schülerinnen und Schüler einsetzen. Wir verteidigen 

Schulen, die Haltung zeigen: Haltung für Demokratie, Haltung für Menschenwürde und 

Haltung für Vielfalt. Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – 

Zuruf: Bravo! – Anna Rasehorn (SPD): Eine sehr gute Rede!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin, bleiben Sie bitte am Redner-

pult. Mir liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung vom Abgeordneten Oskar 

Lipp für die AfD-Fraktion vor. Bitte schön.

Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrte Frau Kollegin, das sollte kein Fitnessabendprogramm 

werden, dass Sie jetzt noch einmal ans Rednerpult zurückkommen mussten. – Man 

stelle sich zwei unterschiedliche Sachverhalte vor: Es gibt zum Beispiel ein Planspiel 

zum Thema EU-Parlament, eine Art Schülersimulation im Gymnasium oder in der 

Realschule, wo auch immer. Einmal wird zum Beispiel ein AfD-Vertreter nicht eingela-

den. Ich möchte wissen, wie Sie das bewerten, wenn alle anderen Parteienvertreter 

eingeladen werden.
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In einer Nachbargemeinde wird zum Beispiel jemand von den GRÜNEN oder der SPD 

nicht eingeladen, dafür aber die AfD und die CSU, weil der Schulleiter doch etwas 

konservativer ist. Wie bewerten Sie die beiden Sachverhalte?

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD) – Tanja Schorer-Dremel (CSU): 

Das passiert doch gar nicht!)

Ist beides für Sie neutral? Ist das Kampf für Ihre Demokratie? Wie bewerten Sie das? 

Dazu möchte ich eine Stellungnahme haben.

Nicole Bäumler (SPD): Herr Kollege, wir sind nicht hier, um Gedankenspiele zu 

machen, sondern um konkrete Sachverhalte zu diskutieren. Ich glaube, mehr muss ich 

dazu nicht sagen.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – 

Volkmar Halbleib (SPD): Sehr gut!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführen-

de Ausschuss für Bildung und Kultus empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD-Fraktion zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Ich bitte, Gegenstim-

men anzuzeigen. – Das sind die CSU-Fraktion, die FREIEN WÄHLER, SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Liegen nicht vor. Damit ist der 

Antrag abgelehnt.
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